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2 AZN 26M/8M
10 Sa 98/83 Berlin

B e s c h l u ß  
In Sachen

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts am 19. junl 
198U beschlosseni

1. Die Beschwerde des Klägers gegen die Nicht­
zulassung der Revision in dem Urteil des Lan­
desarbeitsgerichts Berlin vom 2<t. Februar 198M 
- 10 Sa 98/83 - wird als unzulässig verworfen.

2. Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdever- 
f ahrens .
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G r ü n d e t

I. Di« Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht in der ge­
setzlich vorgeschriebenen Form begründet worden ist.

1. Nach § 72 a Abs. 1 ArbGG kann die Nichtzulassung der Re­
vision durch das Landesarbeitsgericht selbständig durch Be­
schwerde angefochten werden, wenn entweder die Rechtssache 
grundsätzliche Bedeutung hat u n d  eine der in $ 72 a Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 ArbGG angeführten Rechtsstreitigkeiten betrifft oder 
ein Fall des § 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG vorliegt. Nach dieser 
Vorschrift ist die Revision zuzulassen, wenn das anzufeehtende 
Urteil von einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts oder 
eines der dort sonst genannten Gerichte abweicht und auf dieser 
Abweichung beruht. Der Beschwerdeführer muß die Beschwerde 
fristgebunden begründen und die Entscheidung, von der das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts abweleht, bezeichnen ($72 a Abs. 3 
ArbGG).

Die nach $ 72 a in Verbindung mit $ 72 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG 
als selbständiger Rechtsbehelf ermöglichte Nichtzulassungsbe­
schwerde ersetzt die bisher nach $ 72 Abs. 1 Satz 2 und 3 ArbGG 
1953 statthafte Divergenzrevision. Wegen der inhaltlichen Über­
einstimmung dieser Regelungen ist die bisherige Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts zur Divergenzrevision weiter anzuwenden 
(vgl. BAG 32, 136 sowie die Beschlüsse des BAG vom 19. November 
1979 - 5 AZN 15/79 - und vom 22. November 1979 - 3 AZN 24/79 
AP Nr. 2 und 3 zu $ 72 a ArbGG 1979).
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Danach gehört es in jedem Falle zur Darlegung des Zulas­
sungsgrundes , daß das anzufechtende Urteil einen allgemeinen» die 
Entscheidung tragenden Rechtssatz aufgestellt hat und daß dieser 
von einem in einer divergenzfähigen Entscheidung aufgestellten 
Rechtssatz abweicht. Dagegen reicht die fehlerhafte oder unter­
lassene Anwendung der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
oder eines anderen der im Gesetz genannten Gerichte zur Begrün­
dung einer auf Divergenz gestützten Nichtzulassungsbeschwerde 
nicht aus (vgl. zum neuen Recht die oben genannten Beschlüsse 
und ferner - zum alten Recht - BAG AP Nr. 2*» und Nr. 31 zu 5 72 
ArbGG 1953 Divergenzrevision sowie BAG 21, 122 = AP Nr. 33 zu 
§ 72 ArbGG 1953 Divergenzrevision).

2. Diese Anforderungen erfüllt die Begründung der Beschwerde 
nicht.

Entgegen der Annahme des Klägers weicht das anzufechtende 
Urteil nicht von der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 
19. August 1975 - 1 AZR 613/7# - (AP Nr. 5 zu § 102 BetrVG 
1972) ab, wenn es darauf abgestellt hat, der Kläger habe die von 
der Beklagten geschilderte Anhörung nach § 102 BetrVG nicht 
substantiiert bestritten. Darlegungs- und beweispflichtig für die 
Einleitung des Anhörungsverfahrens und die ordnungsgemäße Betei­
ligung des Betriebsrates ist der Arbeitgeber nur dann, wenn die­
ser Punkt zwischen den Parteien streitig ist, was voraussetzt, 
daß der Arbeitnehmer nach § 138 Abs. 2 ZPO substantiiert vor­
trägt, weshalb es trotz der Schilderung des Arbeitgebers an einer 
ordnungsgemäßen Anhörung des Betriebsrates fehlen soll (Urteil
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des Senates vom 20. Oktober 1983 - 2 AZR 286/82 -). Es ist eine 
im Rahmen der Nichtzulassungsbeschwerde unerhebliche Frage der 
richtigen Rechtsanwendung, ob das Landesarbeitsgericht zutreffend 
davon ausgegangen ist, der Kläger habe vorliegend seiner prozes­
sualen Mitwirkungspflicht nicht genügt. Da das Landesarbeitsge­
richt tragend bereits allein auf das fehlende substantiierte 
Bestreiten des Klägers abgestellt hat, kommt auch eine Divergenz 
zu dem vom Kläger weiter angezogenen Urteil des Bundesarbeitsge­
richts vom 8. Juli 1967 - 3 AZR 271/66 - (AP Nr. 5 zu 5 529 
ZPO) nicht in Betracht. Das Berufungsgericht hat zudem, soweit es 
das Vorbringen des Klägers weiter auch als verspätet behandelt 
hat, schon deswegen keinen dem angezogenen Urteil widersprechen­
den Grundsatz aufgestellt, weil es keine Begründung dafür gegeben 
hat, "nach welcher Vorschrift eine Verspätung vorliegen soll". 
Auch insoweit geht es somit allenfalls um eine vermeintlich un­
richtige Rechtsanwendung.

II. Die Beschwerde war demgemäß mit der Kostenfolge aus § 97 
ZPO als unzulässig zu verwerfen.

Hillebrecht Dr. Röhsler Triebfürst
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